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Schulgestaltung

„Jugend forscht – Schüler experimentieren“
Regionalwettbewerbe/Landeswettbewerb
Schleswig-Holstein
Einladung zum Auftakttreffen interessierter
Lehrkräfte

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 23. Juni 2009 – III 324

Vor Beginn einer jeden Wettbewerbsrunde „Jugend 
forscht – Schüler experimentieren“ findet ein Auftakt-
treffen der Betreuungslehrkräfte für den Landeswettbe-
werb Schleswig-Holstein statt.

Es sind alle Lehrkräfte herzlich eingeladen, an dieser 
Veranstaltung teilzunehmen.

Bei einem zwanglosen Beisammensein gibt es für 
Lehrkräfte, die sich erstmalig engagieren möchten, die 
Möglichkeit, Fragen zu stellen und Anregungen mitzu-
nehmen. Langjährigen Betreuerinnen und Betreuern 
bietet das Treffen ein Forum zum Erfahrungsaustausch 
mit gleich gesinnten Kolleginnen und Kollegen. 

In diesem Jahr wird der 45. Wettbewerb des Landes 
Schleswig-Holstein vorbereitet, der im Frühjahr nächs- 
ten Jahres stattfindet. Die Landessiegerinnen und 
Landessieger im Bereich „Jugend forscht“ werden 
Schleswig-Holstein dann auf Bundesebene vertreten.

Detaillierte Informationen zu dem Auftakttreffen 
erhalten Sie bei:

der Landeswettbewerbsleiterin Frau Hampel-Wollweber
E-Mail: b.hampel@gmx.de
Telefon: 0431 337221
der Patenfirma, TF der CAU, Herrn Dr. Paul
E-Mail: fp@tf.uni-kiel.de
der Patenfirma Innovationsstiftung Schleswig-Holstein, 
Herrn Lüsse
E-Mail: luesse@i-sh.org

Das Treffen findet am 1. Oktober 2009 um 15.30 Uhr 
in der 
Technischen Fakultät der CAU Kiel
Faculty Club Gebäude C
Kaiserstraße 2
24143 Kiel
statt. Zur Vorbereitung des Treffens wird um Voranmel-
dung bei den oben angegebenen Ansprechpartnern 
gebeten.
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Schulverwaltung

Landesverordnung
über die Fachhochschulreifeprüfung (schulischer Teil)

für Nichtschülerinnen und Nichtschüler

Vom 24. Juni 2009

Aufgrund des § 140 Abs. 2 des Schulgesetzes vom 
24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), 
zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 93), verordnet das 
Ministerium für Bildung und Frauen:

Inhaltsübersicht

Abschnitt I
Allgemeines

§ 1 Allgemeines
Abschnitt II

Fachhochschulreifeprüfung (schulischer Teil)
für Nichtschülerinnen und Nichtschüler

§ 2 Personenkreis
§ 3 Zulassung zur Prüfung 
§ 4 Prüfungsfächer
§ 5 Prüfungskommission
§ 6 Durchführung der Prüfung
§ 7 Bestehen oder Nichtbestehen der Fachhoch-

schulreifeprüfung (schulischer Teil)
§ 8 Anlagen
§ 9 Hochschulzugangsberechtigung

Abschnitt III
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 10 Inkrafttreten
Abschnitt I

Allgemeines

§ 1
Allgemeines

Für die Fachhochschulreifeprüfung (schulischer Teil) 
für Nichtschülerinnen und Nichtschüler gelten folgende 
Bestimmungen der Landesverordnung über die Gestal-
tung der Oberstufe und der Abiturprüfung in den Gym-
nasien und Gemeinschaftsschulen (OAPVO) vom 
2. Oktober 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 285), soweit 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, entsprechend: 
§ 7 Abs. 2, § 11 Abs. 3 bis 8, § 12 Abs. 1 bis 5, § 15 
Abs. 5 und 6, § 16, § 17, § 21 und § 22. Dabei treten an 
die Stelle der Abiturprüfung und der Hochschulzugangs-
berechtigung die Fachhochschulreifeprüfung und die 
Zugangsberechtigung zu einer Fachhochschule in 
Schleswig-Holstein.

Abschnitt II
Fachhochschulreifeprüfung (schulischer Teil)

für Nichtschülerinnen und Nichtschüler

§ 2
Personenkreis

Wer das Zeugnis der Fachhochschulreifeprüfung 
(schulischer Teil) erwerben will, ohne Schülerin oder 
Schüler einer öffentlichen Schule oder einer staatlich 

anerkannten Ersatzschule, eines Kollegs oder einer 
Waldorfschule zu sein, kann sich der Fachhochschulrei-
feprüfung (schulischer Teil) für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler unterziehen, wenn sie oder er
1. das 18. Lebensjahr vollendet hat,
2. in dem der Prüfung vorausgegangenen Kalenderjahr 

nicht Schülerin oder Schüler einer öffentlichen Schule 
oder staatlich anerkannten Ersatzschule oder Kollegs 
oder einer Waldorfschule gewesen ist,

3. nachweisen kann, dass sie oder er sich angemessen 
auf die Prüfung vorbereitet hat,

4. nicht bereits zweimal ohne Erfolg eine Hochschulzu-
gangsberechtigung zu erwerben versucht hat,

5. nicht bereits einen gleichwertigen Abschluss 
erworben und

6. ihre oder seine Wohnung in Schleswig-Holstein hat; 
von dem Erfordernis der Wohnung kann in begrün-
deten Ausnahmefällen abgesehen werden.

§ 3
Zulassung zur Prüfung

(1) Die Zulassung zur Fachhochschulreifeprüfung 
(schulischer Teil) für Nichtschülerinnen und Nichtschüler 
erfolgt auf Antrag, der an die oberste Schulaufsichtsbe-
hörde zu richten ist.

(2) Im Antrag hat die Bewerberin oder der Bewerber 
unter Beachtung von § 4 anzugeben,
1. welche drei Fächer sie oder er als schriftlich zu prü-

fende Fächer auf erhöhtem Anforderungsniveau 
wählt,

2. welches Fach sie oder er als weiteres schriftlich zu 
prüfendes Fach auf grundlegendem Anforderungs-
niveau wählt,

3. welche vier Fächer sie oder er als nur mündlich zu prü-
fende Fächer auf grundlegendem Anforderungs-
niveau wählt,

4. ob sie oder er die Prüfung als Ganzes oder in zwei 
Abschnitten ablegen will.

Diese Angaben sind für die Prüfung bindend.
(3) Dem Antrag sind beizufügen:

1. eine beglaubigte Abschrift der Geburtsurkunde,
2. ein mit Namen versehenes Lichtbild,
3. ein Lebenslauf mit Bildungsgang,
4. Angaben und Nachweise über Vorbereitung auf die 

Prüfung,
5. eine beglaubigte Abschrift des Abschluss- oder 

Abgangszeugnisses der zuletzt besuchten öffentli-
chen Schule oder staatlich anerkannten Ersatzschule,

6. eine Erklärung, ob und wo früher Versuche gemacht 
worden sind, eine Hochschulreife zu erwerben,

7. eine amtliche Meldebescheinigung.
(4) Über die Zulassung entscheidet die oberste Schul-

aufsichtsbehörde. Sie teilt der Bewerberin oder dem 
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Bewerber die Entscheidung über die Zulassung sowie 
Ort und Zeit der Prüfung mit.

§ 4
Prüfungsfächer

(1) Die Fachhochschulreifeprüfung (schulischer Teil) 
für Nichtschülerinnen und Nichtschüler besteht aus acht 
Prüfungen in unterschiedlichen Fächern. Es werden vier 
Fächer schriftlich und vier weitere nur mündlich geprüft.

(2) Prüfungsfächer können sein
1. im sprachlich-literarisch-künstlerischen Aufgabenfeld 

Deutsch, Englisch, Französisch, Latein, Musik, Kunst,
2. im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld 

Geschichte, Geographie, Wirtschaft/Politik, Religion/
Philosophie,

3. im mathematisch-naturwissenschaftlichen Aufgaben-
feld Mathematik, Physik, Chemie, Biologie.

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann auch 
andere Fremdsprachen als Prüfungsfächer zulassen, 
wenn geeignete Lehrkräfte als Prüferin oder Prüfer zur 
Verfügung stehen.

(4) Die Prüflinge wählen unter den schriftlich zu prü-
fenden Fächern drei Fächer auf erhöhtem Anforderungs-
niveau. Darunter müssen sich zwei der Kernfächer 
Mathematik, Deutsch oder Fremdsprache befinden.

(5) Die schriftliche Prüfung muss die Aufgabenfelder 
nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 abdecken.

(6) Pflichtfächer in der Prüfung sind Deutsch, ein Fach 
aus dem gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld, 
Mathematik, eine Naturwissenschaft und zwei Fremd-
sprachen (darunter Englisch, Französisch oder Latein). 
Mathematik muss schriftliches Prüfungsfach sein.

§ 5
Prüfungskommission

(1) Für die Durchführung der Fachhochschulreifeprü-
fung (schulischer Teil) für Nichtschülerinnen und Nicht-
schüler wird eine Prüfungskommission gebildet. Die Vor-
sitzende oder der Vorsitzende wird von der obersten 
Schulaufsichtsbehörde bestellt. Sie oder er ist entweder 
Schulaufsichtsbeamtin oder Schulaufsichtsbeamter 
oder Schulleiterin oder Schulleiter eines Gymnasiums. 
Der Prüfungskommission gehören außerdem mindes- 
tens vier Mitglieder an, die von der obersten Schulauf-
sichtsbehörde bestellt werden. Sie müssen die Befähi-
gung für die Laufbahn der Studienrätinnen oder Studien-
räte an Gymnasien besitzen.

(2) Für jede mündliche Prüfung wird ein Fachaus-
schuss mit mindestens drei Mitgliedern gebildet. Den 
Vorsitz in einem Fachausschuss hat die Vorsitzende oder 
der Vorsitzende der Prüfungskommission oder eine von 
dieser oder diesem bestimmte Person mit der Befähi-
gung für die Laufbahn der Studienrätinnen oder der Stu-
dienräte. Prüferin oder Prüfer und Fachbeisitzerin oder 
Fachbeisitzer sind von der oder dem Vorsitzenden der 
Prüfungskommission eingesetzte Lehrkräfte, die die Be- 
fähigung für die Laufbahn der Studienrätinnen oder 
Studienräte an Gymnasien und für das jeweilige Fach 
besitzen.

§ 6
Durchführung der Prüfung

(1) Die Fachhochschulreifeprüfung (schulischer Teil) 
für Nichtschülerinnen und Nichtschüler wird als Ganzes 
oder in zwei Abschnitten abgelegt. Der zeitliche Abstand 
beträgt in der Regel ein halbes, höchstens ein Schuljahr. 

Am zweiten Abschnitt der Prüfung kann nur teilnehmen, 
wer den ersten absolviert hat.

(2) Im ersten Abschnitt werden die vier Fächer 
geprüft, in denen eine schriftliche Prüfung abzulegen ist. 
Im zweiten Abschnitt werden die vier Fächer mündlich 
geprüft, die nicht Gegenstand der schriftlichen Prüfung 
sind.

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde stellt die Auf-
gaben für die schriftliche Prüfung. Sie kann damit auch 
die Prüflehrkraft beauftragen, die in diesem Fall die Auf-
gabe der obersten Schulaufsichtsbehörde zur Genehmi-
gung vorlegt. Hat die oberste Schulaufsichtsbehörde 
gegen die vorgeschlagenen Aufgaben Bedenken, for-
dert sie die Prüfungskommission unter Darlegung der 
Gründe auf, neue Aufgaben einzureichen. Die Aufgaben 
müssen so gestellt sein, dass ihre Lösungen auf der 
Grundlage sicherer Kenntnisse vor allem die Fähigkeit zu 
selbstständiger geistiger Arbeit erfordern. Die fachlichen 
Anforderungen richten sich nach den Rahmenrichtlinien 
und Lehrplänen für die gymnasiale Oberstufe. Unbe-
schadet einer Schwerpunktbildung dürfen nicht alle Auf-
gabenvorschläge den Sachgebieten entnommen sein, 
die gemäß den Lehrplänen für die gymnasiale Oberstufe 
an öffentlichen Gymnasien und Gemeinschaftsschulen 
im zweiten Schulhalbjahr der Qualifikationsphase unter-
richtet werden. Bei Prüflingen, die sich an einer nicht 
anerkannten genehmigten Ersatzschule vorbereitet 
haben, dürfen die Aufgabenvorschläge keine inhaltliche 
Wiederholung von schriftlichen Leistungsnachweisen 
darstellen. Prüflingen mit sonderpädagogischem För-
derbedarf oder mit einer Behinderung ist Nachteilsaus-
gleich zu gewähren.

(4) Die Prüfungskommission kann in bis zu zwei 
Fächern der schriftlichen Prüfung ergänzend mündliche 
Prüfungen ansetzen. Dies ist dem Prüfling mit Bekannt-
gabe der Ergebnisse der schriftlichen Arbeiten schriftlich 
mitzuteilen. Auf Antrag des Prüflings ist in einem wei-
teren schriftlich geprüften Fach oder, wenn die Prü-
fungskommission keine ergänzende mündliche Prüfung 
angesetzt hat, in zwei schriftlich geprüften Fächern eine 
ergänzende mündliche Prüfung durchzuführen.

(5) Wird ein Prüfling im ersten Prüfungsabschnitt in 
mehreren Fächern ergänzend mündlich geprüft, 
bestimmt er die Reihenfolge.

(6)  Auf seinen Antrag ist der Prüfling von der gemäß 
Absatz 4 festgesetzten mündlichen Prüfung zu befreien. 
Die oder der Vorsitzende der Prüfungskommission weist 
auf die Bedingungen gemäß § 7 Abs.1 Nr.1 hin.

(7) Die Anträge des Prüflings sind schriftlich eine 
Woche nach Bekanntgabe der Ergebnisse der schrift-
lichen Arbeiten bei der Vorsitzenden oder dem Vorsit-
zenden der Prüfungskommission einzureichen. Die Mel-
dung ist verbindlich.

(8) Termin und Reihenfolge der ergänzenden münd-
lichen Prüfungen des ersten Prüfungsabschnitts werden 
spätestens eine Woche vor dem Prüfungstermin 
bekannt gegeben.

(9) Steht nach dem Ergebnis einer einzelnen Prüfung 
fest, dass der Prüfling die Bedingungen gemäß § 7 
Abs.1 nicht mehr erfüllen kann, ist die Prüfung abzubre-
chen. § 7 Abs. 5 findet entsprechende Anwendung.

(10) Prüflinge können in einem Fach, das ausschließ-
lich mündlich geprüft wird, eine Präsentationsprüfung 
gemäß § 17 OAPVO wählen.
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(11) Wird in einem Fach schriftlich und ergänzend 
mündlich geprüft, wird das Gesamtergebnis des Faches 
zu gleichen Teilen aus den beiden Prüfungsteilen 
gebildet.

§ 7
Bestehen oder Nichtbestehen der

Fachhochschulreifeprüfung (schulischer Teil)

(1) Die Prüfungskommission stellt Bestehen oder 
Nichtbestehen der Prüfung fest. Von den acht Prüfungs-
fächern sind sieben Fächer maßgeblich, darunter 
Deutsch, eine Fremdsprache, Mathematik und eine 
Naturwissenschaft sowie ein gesellschaftswissenschaft-
liches Fach. Die Prüfung ist bestanden, wenn
1. in den Fächern insgesamt mindestens 35 Punkte in 

einfacher Wertung erreicht sind und die Leistungen in 
keinem dieser Fächer mit 0 Punkten bewertet sind,

2. in den Kernfächern Deutsch, Mathematik und einer 
Fremdsprache sowie einem naturwissenschaftlichen 
Fach insgesamt mindestens 20 Punkte in einfacher 
Wertung erreicht sind,

3. die Leistungen in nicht mehr als drei Fächern, da-
runter höchstens ein Fach mit erhöhtem Anforde-
rungsniveau, mit weniger als 5 Punkten in einfacher 
Wertung bewertet sind.

(2) Wer beide Prüfungsabschnitte bestanden hat, 
erwirbt die Fachhochschulreife (schulischer Teil). Hier-
über wird ihr oder ihm ein Zeugnis nach dem Muster der 
Anlage 1 ausgestellt. Wenn eine der vorgeschriebenen 
Mindestpunktzahlen nicht erreicht ist, ist die Prüfung 
auch dann nicht bestanden, wenn keine mangelhaften 
Einzelleistungen vorliegen. Im Zeugnis ist die Durch-
schnittsnote zu vermerken, die nach Anlage 2 zu bilden 
ist.

(3) Die Zeugnisse erhalten folgenden Vermerk: „ ... hat 
den schulischen Teil der Fachhochschulreife für ein 
Studium in Schleswig-Holstein erworben.“

(4) Den Nachweis von Latein- oder Griechischkennt-
nissen hat erbracht, wer in Latein oder Griechisch die 
entsprechende Prüfung bestanden hat. Die Prüfung ist 
bestanden, wenn die Gesamtnote aus schriftlicher und 
mündlicher Prüfung, abweichend von § 7 Abs. 2 
OAPVO, mindestens „ausreichend“ (fünf Notenpunkte 
einfacher Wertung) lautet. Kein Prüfungsteil darf mit 
0 Punkten abgeschlossen werden. Der Nachweis wird 
im Zeugnis vermerkt. Wird der Nachweis geführt, dass 

Latein- oder Griechischkenntnisse bei einem zurücklie-
genden Schulbesuch einer öffentlichen Schule oder 
einer staatlich anerkannten Ersatzschule in freier Träger-
schaft durch erfolgreiche Teilnahme an aufsteigendem 
Pflichtunterricht erworben wurden, kann das im Zeugnis 
vermerkt werden.

(5) Wer einen Abschnitt der Prüfung nicht bestanden 
hat, hat die Gesamtprüfung nicht bestanden. Die nicht 
bestandene Prüfung kann einmal, frühestens nach einem 
Jahr, wiederholt werden. Die Prüfung kann nur im 
Ganzen wiederholt werden.

(6) Eine bestandene Fachhochschulreifeprüfung 
(schulischer Teil) kann nicht wiederholt werden.

§ 8
Anlagen

Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil dieser Verord-
nung.

§ 9
Hochschulzugangsberechtigung

Nichtschülerinnen und Nichtschüler haben mit der 
Fachhochschulreife, die gemäß dieser Verordnung 
erworben wurde, den schulischen Teil erfüllt, der sie in 
Verbindung mit dem Nachweis einer fachpraktischen 
Vorbildung zu einem Studium an einer Fachhochschule 
in Schleswig-Holstein berechtigt.

Abschnitt III
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 10
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2009 in Kraft. 
Sie tritt mit Ablauf des 31. Juli 2014 außer Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2009 tritt die Landesverord-
nung über die Fachhochschulreifeprüfung (schulischer 
Teil) für Nichtschülerinnen und Nichtschüler vom 18. 
Januar 1999 (NBl. MBWFK. Schl.-H. S. 70, ber. S. 361) 
außer Kraft. Abweichend hiervon findet diese Verord-
nung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler, die bis zum 
Ende des Schuljahres 2009/10 die Prüfung ablegen und 
sich nachweislich zum 1. August 2008 bereits in Vorbe-
reitung an einer Waldorfschule, einer genehmigten 
Ersatzschule oder einer anerkannten Weiterbildungsein-
richtung befinden, weiterhin Anwendung.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 24. Juni 2009

Ute  Erds iek -Rave
Ministerin

für Bildung und Frauen

Anl.

Anl.
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Landesverordnung
über die Wahl des Landesschulbeirats

(Wahlordnung Landesschulbeirat – LSchBWO)

Vom 26. Juni 2009

Aufgrund des § 135 Abs. 6 des Schulgesetzes vom 
24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), 
zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 93), verordnet das 
Ministerium für Bildung und Frauen:

Abschnitt I
Gewählte Mitglieder

§ 1
Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) In den Landesschulbeirat werden gewählt
1. je eine Elternvertreterin oder ein Elternvertreter aus 

dem Bereich der Grundschulen, der Förderzentren 
sowie aus dem Bereich der Regionalschulen, Gymna-
sien, Gemeinschaftsschulen und beruflichen 
Schulen,

2. je ein Mitglied der Schülervertretungen der Regional-
schulen, Gymnasien, Gemeinschaftsschulen, berufli-
chen Schulen und Förderzentren; aus gemeinsamen 
Schülervertretungen je ein Mitglied der vertretenen 
Schulart.

Wahlberechtigt und wählbar sind die Mitglieder der 
jeweiligen Landeselternbeiräte und Landesschülerver-
tretungen.

(2) Für jedes Mitglied ist eine Stellvertreterin oder ein 
Stellvertreter zu wählen, die oder der im Verhinderungs-
fall die Aufgaben des Mitglieds wahrnimmt.

§ 2
Wahlgrundsätze

Die Mitglieder und ihre Stellvertreterinnen oder Stell-
vertreter werden mit einfacher Mehrheit in einem Wahl-
gang gewählt. Die Wahlberechtigten haben jeweils zwei 
Stimmen. Für eine Bewerberin oder einen Bewerber 
kann nur eine Stimme abgegeben werden. Wiederwahl 
ist zulässig.

§ 3
Wahlversammlungen

(1) Die Landeselternbeiräte und die Landesschülerver-
tretungen werden als Wahlversammlungen einberufen.

(2) Die Wahlversammlung wird von der Wahlleiterin 
oder dem Wahlleiter geleitet. Wahlleiterin oder Wahl-
leiter ist jeweils die oder der Vorsitzende des Landesel-
ternbeirats oder der Landesschülervertretung. Bewirbt 
sich die oder der Vorsitzende selbst um die Mitglied-
schaft im Landesschulbeirat, ist die Wahlleiterin oder der 
Wahlleiter von der Wahlversammlung besonders zu 
wählen.

§ 4
Wahlvorschläge

Die Wahlberechtigten können in der Wahlversamm-
lung Wahlvorschläge machen. Gewählt werden kann 
nur, wer vorgeschlagen ist.

§ 5
Wahlhandlung

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter stellt fest, ob 
die Wahlversammlung ordnungsgemäß einberufen 

wurde und beschlussfähig ist. Die Wahlversammlung ist 
beschlussfähig, wenn alle Mitglieder geladen sind und 
mehr als die Hälfte der wahlberechtigten Mitglieder 
anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit kann die Wahl-
versammlung erneut geladen werden; sie ist ohne Rück-
sicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, 
wenn darauf in der Ladung hingewiesen worden ist. Zwi-
schen der Zurückstellung und der erneuten Ladung der 
Wahlversammlung müssen mindestens drei Tage liegen.

(2) Die Wahlversammlung wählt einen Wahlvorstand, 
der aus der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter, einer 
Schriftführerin oder einem Schriftführer sowie Stimmen-
zählerinnen und Stimmenzählern besteht.

(3) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter nimmt die 
Wahlvorschläge entgegen. Sie oder er prüft, ob die vor-
geschlagenen Personen wählbar sind, und gibt ihre 
Namen der Wahlversammlung bekannt. Die vorgeschla-
genen Personen sollen sich äußern, ob sie bereit sind, 
eine Wahl anzunehmen.

(4) Gewählt wird, wenn niemand widerspricht, durch 
Zuruf oder Zeichen, soweit nicht das Verfahren nach 
Absatz 5 anzuwenden ist.

(5) Auf Verlangen eines Mitglieds wird mit verdeckten 
Stimmzetteln gewählt, die die Wahlleiterin oder der 
Wahlleiter bereitstellt. Die Stimmzettel müssen von glei-
cher Farbe und Beschaffenheit sein. Die Wahlberech-
tigten können auf dem Stimmzettel höchstens so viele 
Namen eintragen, wie Mitglieder und Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter zu wählen sind. Dabei ist zunächst das 
Mitglied, dann die Stellvertreterin oder der Stellvertreter 
einzutragen. Die Stimmzettel sind zu falten und bei der 
Wahlleiterin oder dem Wahlleiter abzugeben. Der Wahl-
vorstand zählt die abgegebenen Stimmzettel, die insge-
samt abgegebenen Stimmen, die ungültigen Stimmen, 
die gültigen Stimmen sowie die auf die Kandidatinnen 
und Kandidaten jeweils entfallenden gültigen Stimmen.

(6) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter gibt das Wahl-
ergebnis bekannt. Gewählt ist in der Reihenfolge der für 
jede Person abgegebenen Stimmen zunächst das Mit-
glied, dann die Stellvertreterin oder der Stellvertreter. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter zieht.

(7) Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift auf-
zunehmen, die von der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter 
und von der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu 
unterschreiben ist.

(8) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter teilt die 
Namen und Anschriften des gewählten Mitglieds und 
seiner Stellvertreterin oder seines Stellvertreters unver-
züglich dem für Bildung zuständigen Ministerium mit und 
übersendet gleichzeitig die Niederschrift, die Stimm-
zettel und die sonstigen Wahlunterlagen.

§ 6
Nachrücken

Scheidet ein Mitglied aus dem Landesschulbeirat aus, 
rückt aus dem jeweiligen Bereich die gewählte Stellver-
treterin oder der gewählte Stellvertreter als Ersatzmit-
glied nach.
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§ 7
Nachwahl

Ist ein Mitglied oder eine Stellvertreterin oder ein Stell-
vertreter ausgeschieden, ist für die restliche Amtszeit 
des Landesschulbeirats eine neue Stellvertreterin oder 
ein neuer Stellvertreter zu wählen.

§ 8
Wahltermine

(1) Die Landeselternbeiräte und die Landesschüler-
vertretungen werden vier Monate vor Ablauf der Amtszeit 
des Landesschulbeirats darauf hingewiesen, dass Neu-
wahlen vorzunehmen sind.

(2) Eine erforderlich werdende Nachwahl (§ 7) soll 
unverzüglich durchgeführt werden.

§ 9
Wahlprüfung

(1) Gegen die Gültigkeit der Wahl zum Landesschul-
beirat können die Wahlberechtigten jeweils binnen zwei 
Wochen nach der Wahl bei dem für Bildung zuständigen 
Ministerium Einspruch einlegen. Der Einspruch ist 
schriftlich einzulegen und zu begründen.

(2) Über den Einspruch entscheidet das für Bildung 
zuständige Ministerium. Es kann die Wahl eines oder 
mehrerer Mitglieder des Landesschulbeirats für ungültig 
erklären. Eine für ungültig erklärte Wahl ist unverzüglich 
nachzuholen.

(3) Die Wirksamkeit der Handlungen, die vom Lan-
desschulbeirat oder einem Mitglied bis zum Zeitpunkt 
der Ungültigkeitserklärung vorgenommen worden sind, 
bleibt unberührt.

§ 10
Kosten

Die Kosten für die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlen zum Landesschulbeirat trägt das Land.

Abschnitt II
Benannte Mitglieder

§ 11
Benennungsrecht

(1) Für den Landesschulbeirat benennen
11. die Universitäten und gleichgestellten Hochschulen,
12. die Fachhochschulen,
13. die Industrie- und Handelskammern,
14. die Handwerkskammern,
15. das für Landwirtschaft zuständige Ministerium,
16. der Deutsche Gewerkschaftsbund,
17. der dbb beamtenbund und tarifunion, Landesbund 

Schleswig-Holstein,
18. die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche,
19. die Römisch-Katholische Kirche (Erzbistum Ham-

burg),
10. die deutschen Ersatzschulen,
11. die Schulen der dänischen Minderheit und
12. die Landeselternvertretung der Kindertagesstätten 
je ein Mitglied und seine Stellvertreterin oder seinen 
Stellvertreter.

(2) Der Landesjugendring, der Landesausschuss für 
Berufsbildung und die Arbeitsgemeinschaft der kommu-
nalen Landesverbände benennen je zwei Mitglieder und 
ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter.

§ 12
Nachrücken

Scheidet ein benanntes Mitglied aus dem Landes-
schulbeirat aus, rückt die Stellvertreterin oder der Stell-
vertreter als Ersatzmitglied an seine Stelle nach. Die Vor-
schlagsberechtigten benennen eine neue Stellvertre- 
terin oder einen neuen Stellvertreter.

§ 13
Benennung der Vertreterinnen und Vertreter

der Lehrkräfte

(1) Für jede der in § 135 Abs. 3 Nr. 3 SchulG 
genannten Schularten ist aus dem Bereich der Lehr-
kräfte jeweils ein Mitglied sowie eine Stellvertreterin 
oder ein Stellvertreter zu benennen. Diese werden von 
den Gruppen von Lehrkräften des Hauptpersonalrats 
nach § 80 des Mitbestimmungsgesetzes Schleswig-
Holstein (MBG Schl.-H.) vom 11. Dezember 1990 
(GVOBl. Schl.-H. S. 577), zuletzt geändert durch Artikel 
5 des Gesetzes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 
93), benannt. Ist eine Gruppe von Lehrkräften für meh-
rere Schularten gemeinsam eingerichtet, benennt diese 
Gruppe für jede dieser Schularten jeweils ein Mitglied 
und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Für 
das Nachrücken gilt § 12 entsprechend.

(2) Die vorschlagsberechtigte Gruppe von Lehr-
kräften muss auf Wunsch eines Personalratsmitglieds 
das Mitglied und die Stellvertreterin oder den Stellver-
treter im Landesschulbeirat in einer Wahlversammlung 
wählen, die von der oder dem Vorsitzenden des Haupt-
personalrats einberufen und geleitet wird. In diesem Fall 
sind die §§ 2, 4 bis 7, 9 und 10 anzuwenden. Auf die Ein-
haltung einzelner Bestimmungen des Wahlverfahrens 
kann im gegenseitigen Einvernehmen verzichtet werden; 
dies ist in der Niederschrift zu vermerken.

§ 14
Mitteilung der Benennung

Die Vorschlagsberechtigten teilen dem für Bildung 
zuständigen Ministerium unverzüglich die Namen und 
Anschriften der für die nächste Amtszeit benannten 
Mitglieder und ihrer Stellvertreterinnen oder Stellver-
treter mit.

Abschnitt III
Gemeinsame Vorschriften

§ 15
Berufung

Nachdem die Mitglieder und die Stellvertreterinnen 
oder Stellvertreter gewählt oder benannt sind, werden 
sie vom für Bildung zuständigen Ministerium in ihr Amt 
als Mitglied des Landesschulbeirats oder als Stellvertre-
terin oder Stellvertreter für eine Amtszeit von fünf Jahren 
berufen.

§ 16
Ausscheiden

Das Amt eines Mitglieds oder einer Stellvertreterin 
oder eines Stellvertreters erlischt mit dem Ablauf der 
Amtszeit. Es erlischt vorzeitig, wenn die Zugehörigkeit 
des Mitglieds oder der Stellvertreterin oder des Stellver-
treters zu dem Personenkreis endet, aus dem es gewählt 
oder benannt worden ist. Die Mitglieder und die stellver-
tretenden Mitglieder bleiben über das Ende der Amtszeit 
bis zur Neubildung eines Landesschulbeirats im Amt.
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§ 17
Bekanntgabe der Zusammensetzung

Das für Bildung zuständige Ministerium gibt die 
Zusammensetzung des Landesschulbeirats zu Beginn 
einer neuen Amtszeit im Nachrichtenblatt des Ministe-
riums für Bildung und Frauen des Landes Schleswig-
Holstein bekannt.

§ 18
Erste Sitzung

Die erste Sitzung des Landesschulbeirats wird von 
dem für Bildung zuständigen Ministerium einberufen und 
eröffnet. Die Ministerin oder der Minister leitet die Sit-
zung bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden; mit der 
Leitung der Sitzung kann auch eine Beamtin oder ein 
Beamter beauftragt werden.

Abschnitt IV
Übergangsbestimmungen und Inkrafttreten

§ 19
Übergangsbestimmungen

(1) Werden vor dem Ende der Amtszeit des bei 
Inkrafttreten dieser Verordnung amtierenden Landes-
schulbeirats bis zum 31. Juli 2010 Nachwahlen nach § 7 
erforderlich, erfolgen diese für die Schularten Haupt-
schule, Realschule und Gesamtschule nach folgenden 
Maßgaben:
1. Die Mitglieder der Landeselternbeiräte wählen entspre-

chend den von ihnen vertretenen Schularten die Vertre-
terinnen oder Vertreter der Hauptschulen, Realschulen 
und Gesamtschulen. Die gewählten Personen werden 
im Falle der Hauptschule und der Realschule anstelle 
der Vertreterinnen oder Vertreter der Regionalschule, 
im Falle der Gesamtschule anstelle der Vertreterinnen 
oder Vertreter der Gemeinschaftsschulen Mitglied im 
Landesschulbeirat.

2. Die Mitglieder der Landesschülervertretungen wählen 
entsprechend den von ihnen vertretenen Schularten 
die Vertreterinnen oder Vertreter für die Hauptschulen, 
Realschulen und Gesamtschulen. Die gewählten Per-
sonen werden im Falle der Hauptschule und der Real-

schule anstelle der Vertreterinnen oder Vertreter der 
Regionalschule, im Falle der Gesamtschule anstelle 
der Vertreterinnen oder Vertreter der Gemeinschafts-
schule Mitglied im Landesschulbeirat.

(2) Werden unter den Voraussetzungen des Absat- 
zes 1 Halbsatz 1 Nachbenennungen nach § 13 Abs. 1 
erforderlich, sind anstelle der für Regionalschulen vorge-
sehenen Vertreterinnen oder Vertreter diejenigen der 
Hauptschulen und Realschulen und anstelle der für 
Gemeinschaftsschulen vorgesehenen Vertreterinnen 
oder Vertreter diejenigen der Gesamtschulen zu 
benennen.

(3) Neuwahlen und neue Benennungen von Vertrete-
rinnen und Vertretern der Regionalschulen und Gemein-
schaftsschulen für die nächste Amtszeit des Landes-
schulbeirats werden erst nach dem 31. Juli 2010 
durchgeführt. Soweit zum Zeitpunkt der Benennung der 
Vertreterinnen und Vertreter der Lehrkräfte nach § 13 
Abs. 1 die Gruppen von Lehrkräften des Hauptpersonal-
rates nach § 80 MBG Schl.-H. nicht entsprechend den 
in § 135 Abs. 3 Nr. 3 SchulG genannten Schularten 
zusammengesetzt sein sollten, werden die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Lehrkräfte aus den Bereichen 
der Regional- und Gemeinschaftsschulen gemeinsam 
durch die Gruppen des Hauptpersonalrates benannt, die 
vor dem 1. August 2010 zur Vertretung der Hauptschul-, 
Realschul- und Gesamtschullehrkräfte gebildet worden 
sind.

(4) Die erste konstituierende Sitzung zum Beginn der 
nächsten Amtszeit des Landesschulbeirats wird nicht vor 
dem 1. November 2010 anberaumt.

§ 20
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Die Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wahlordnung Landes-
schulbeirat vom 23. Mai 1991 (NBl. MBWJK. 1991 
S. 294), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
12. Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 487), außer 
Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezem- 
ber 2013 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 26. Juni 2009

Ute  Erds iek -Rave
Ministerin

für Bildung und Frauen

Themenschwerpunkte und Hinweise zu den Prüfungsaufgaben für die zentralen Abschlussprüfungen 
der Sekundarstufe I

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen vom 26. Juni 2009 – III 342

Im Mai 2010 werden in den Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch Abschlussprüfungen mit zentral gestellten 
Aufgaben durchgeführt.

Alle Aufgaben für die Abschlussprüfungen werden auf der Grundlage der Lehrpläne des Landes Schleswig-Hol-
stein und der Bildungsstandards der Kultusministerkonferenz erstellt. Beispiele sind hierzu im Internet unter 
www.za.lernnetz2.de veröffentlicht.

Die inhaltliche Vorbereitung im vorangehenden Unterricht umfasst im Rahmen der Lehrplanvorgaben die im 
Folgenden genannten Schwerpunktthemen:
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Organisatorische Verbindungen der Beruflichen 
Schulen der Landeshauptstadt Kiel als
Vorbereitung der Errichtung von Regionalen
Berufsbildungszentren

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 24. Juni 2009 – III 414

Hiermit gebe ich bekannt, dass die Schulen der 
Landeshauptstadt Kiel unter Auflösung der vollständig 
eingebundenen Schulen zu organisatorischen Verbin-
dungen zusammengelegt werden:
– Die Ludwig-Erhard-Schule und die Berufliche Schule 

„Der Ravensberg“ zur Beruflichen Schule Wirtschaft 
zum 1. August 2009,

– die Berufliche Schule am Schützenpark – Bau und 
Nahrung –, die Berufliche Schule am Schützenpark 
– Sozialwirtschaft – und die Berufliche Schule am 
Königsweg zur Beruflichen Schule Soziales, Ernäh-
rung und Bau zum 1. August 2009 sowie

– die Berufliche Schule am Schützenpark – Technik – 
und die Berufliche Schule in Gaarden – Technik – zur 
Beruflichen Schule Technik zum 1. Dezember 2009.

Die Namen für die neu entstandenen Schulen mit Sitz 
in Kiel sind gemäß § 10 SchulG genehmigt worden. 
Namen und Postadressen der neuen Schulen lauten:

Berufliche Schule Wirtschaft
der Landeshauptstadt Kiel
Rankestraße 2
24118 Kiel

Berufliche Schule Soziales, Ernährung und Bau
der Landeshauptstadt Kiel
Gellertstraße 18 C
24114 Kiel

Berufliche Schule Technik
der Landeshauptstadt Kiel
Geschwister-Scholl-Straße 9
24143 Kiel

Die Berufliche Schule Wirtschaft hat einen weiteren 
Schulstandort in der Gellertstraße 18 D, die Berufliche 
Schule Soziales, Ernährung und Bau hat zwei weitere 
Schulstandorte in der Gellertstraße 18 B und im 
Königsweg 80, die Berufliche Schule Technik hat einen 
weiteren Schulstandort in der Gellertstraße 18 A.

Lehrplan für das Fach Verbraucherbildung
in der Sekundarstufe I der Regionalschulen,
Gemeinschaftsschulen, Förderzentren

Erlass des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 25. Juni 2009 – III 401 – 3024

Aufgrund des § 126 Abs. 4 des Schulgesetzes wird für 
das Fach Verbraucherbildung in der Sekundarstufe I der 
weiterführenden allgemein bildenden Schulen für die 
Regionalschulen, Gemeinschaftsschulen und Förder-
zentren mit Beginn des Schuljahres 2009/10 zum 
1. August 2009 der Fachlehrplan Verbraucherbildung in 
Kraft gesetzt. Für die noch bestehenden Hauptschulen, 
Realschulen und Gesamtschulen gilt der neue Fachlehr-
plan Verbraucherbildung entsprechend.

Der Fachlehrplan Haushaltslehre der Sekundarstufe I 
für die weiterführenden allgemein bildenden Schulen 
Hauptschule, Realschule, Gesamtschule (1997) läuft am 
31. Juli 2009 aus. Der für alle Lehrpläne der Sekundar-
stufe I verbindliche Grundlagenteil bleibt unverändert 
gültig.

Die Umbenennung des Faches Haushaltslehre in Ver-
braucherbildung erfolgt mit der Inkraftsetzung des Fach-
lehrplans.

Der Fachlehrplan Verbraucherbildung steht im Internet 
unter http://lehrplan.lernnetz.de zum Download bereit.

Zeitbudget für die Ausbildung

Erlass des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 26. Juni 2009 – III 42 – 330.304-5.1

Der Erlass des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur vom 29. Juni 2004 – III – 63-
330.304-5.1 wird wie folgt geändert:
§ 2 Abs. 3 wird gestrichen.

In Vertretung
Dr. Wolfgang Meyer-Hesemann

Stundentafel der Fachklassen für den
Ausbildungsberuf Konditor/Konditorin

Runderlass des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 25. Juni 2009 – III 412 – 3023.253.0

Aufgrund des § 126 Abs. 4 des Schulgesetzes 
bestimmt das Ministerium für Bildung und Frauen, dass 
in den Fachklassen für den Ausbildungsberuf Konditor/
Konditorin ab sofort die nachstehende Stundentafel 
anzuwenden ist.

Gleichzeitig wird die bisherige Stundentafel für diesen 
Ausbildungsberuf aufgehoben.

Anl.
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Ausschreibung der Funktionsstellen

Schule Ort Bezeichnung der 
Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der 
Besetzung

Bewerbung an das

1. Gymnasium

1.1 Thomas-Mann-
schule

Lübeck Stellvertretende
Schulleiterin/
Stellvertretender
Schulleiter

Siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
Nr. 7/1998 S. 266

A 15 Z Aufgabenüber-
tragung zum
1. Februar 2010.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Ministerium für 
Bildung und Frauen 
des Landes 
Schleswig-Holstein 
Postfach 71 24
24171 Kiel

2.  Berufsbildende Schule

2.1 Berufsbildungs-
zentrum Schleswig

Schleswig Koordinatorin/
Koordinator: 
Qualitätsmanage-
ment – Berufsab-
schluss – Öffentlich-
keitsarbeit*)

A 15 Aufgabenüber-
tragung sofort.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufsbildungs-
zentrum Schleswig
Flensburger Stra-
ße 19 b
24837 Schleswig

2.2 Berufsbildungs-
zentrum Schleswig

Schleswig Koordinatorin/
Koordinator:
Leitung der Außen-
stelle Kappeln*)

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum 
1. August 2009.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufsbildungs-
zentrum Schleswig
Flensburger Stra-
ße 19 b
24837 Schleswig

*) Interessierte Bewerberinnen und Bewerber können das spezielle Anforderungsprofil dieser Stelle beim Berufsbildungs-
zentrum Schleswig, Flensburger Straße 19 b in 24837 Schleswig anfordern.
Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis müssen die fachlichen und pädagogischen (ausbildungs- und prüfungsmäßigen) Vor-
aussetzungen für die Einstellung in das Beamtenverhältnis (Studienrätin/Studienrat) erfüllen.
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Schule Ort Bezeichnung der 
Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der 
Besetzung

Bewerbung an das

2.3 Berufliche Schule 
Wirtschaft – 
Standorte:
Der Ravensberg 
und Ludwig-Erhard-
Schule

Kiel Leitung/Koordina-
tion Abteilung für 
besondere schulor-
ganisatorische Auf-
gaben am Standort 
Der Ravensberg*)

A 15 Aufgabenüber-
tragung sofort.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufliche Schule 
Wirtschaft – Kiel 
Rankestraße 2
24118 Kiel

2.4 Berufliche Schule 
Wirtschaft – 
Standorte:
Der Ravensberg 
und Ludwig-Erhard-
Schule

Kiel Leitung/Koordina-
tion Berufliches 
Gymnasium am 
Standort Der 
Ravensberg mit 
abteilungsübergrei-
fenden Aufgaben*)

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum 
1. Februar 2010.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufliche Schule 
Wirtschaft – Kiel 
Rankestraße 2
24118 Kiel

2.5 Berufliche Schule 
Wirtschaft – 
Standorte:
Der Ravensberg 
und Ludwig-Erhard-
Schule

Kiel Leitung/Koordina-
tion Abteilung für 
Berufschule und 
besondere schulor-
ganisatorische Auf-
gaben am Standort 
Ludwig-Erhard-
Schule*)

A 15 Aufgabenüber-
tragung sofort.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufliche Schule 
Wirtschaft – Kiel 
Rankestraße 2
24118 Kiel

2.6 Berufliche Schule 
am Schützenpark 
– Technik – 
Gellertstraße 18 A
24114 Kiel

Kiel Leitung/Koordina-
tion schulartüber-
greifende Aufgaben 
im Rahmen der 
RBZ-Entwicklung, 
Stundenplanent-
wicklung, Leh-
reraus- und -fortbil-
dung, Kooperatio-
nen mit Bildungs-
partnern**)

A 15 Aufgabenüber-
tragung sofort.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufliche Schule 
am Schützenpark  
– Technik –
Gellertstraße 18 A
24114 Kiel

*) Interessierte Bewerberinnen und Bewerber können das spezielle Anforderungsprofil dieser Stelle bei der Beruflichen Schule 
Wirtschaft – Kiel – Standort Der Ravensberg, Rankestraße 2 in 24118 Kiel anfordern.
Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis müssen die fachlichen und pädagogischen (ausbildungs- und prüfungsmäßigen)
Voraussetzungen für die Einstellung in das Beamtenverhältnis (Studienrätin/Studienrat) erfüllen.

**) Interessierte Bewerberinnen und Bewerber können das spezielle Anforderungsprofil dieser Stelle bei der Beruflichen Schule 
am Schützenpark – Technik –, Gellertstraße 18 A in  24114 Kiel anfordern.
Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis müssen die fachlichen und pädagogischen (ausbildungs- und prüfungsmäßigen)
Voraussetzungen für die Einstellung in das Beamtenverhältnis (Studienrätin/Studienrat) erfüllen.
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Schule Ort Bezeichnung der 
Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der 
Besetzung

Bewerbung an das

2.7 Berufliche Schule
Soziales Ernährung 
und Bau
(ab 1. Januar 2010 
RBZ)

Kiel Leitung/Koordina-
tion der kaufmänni-
schen Verwaltung 
im RBZ*)

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum 
1. August 2009.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufliche Schule 
Soziales, Ernäh-
rung und Bau
Gellertstraße 18 C
24114 Kiel

2.8 Berufliche Schule, 
Soziales Ernährung 
und Bau 
(ab 1. Januar 2010 
RBZ)

Kiel Leitung/Koordina-
tion von Prozessen 
der Schulentwick-
lung im RBZ*)

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum 
1. August 2009.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Berufliche Schule 
Soziales, Ernäh-
rung und Bau
Gellertstraße 18 C
24114 Kiel

*) Interessierte Bewerberinnen und Bewerber können das spezielle Anforderungsprofil dieser Stelle bei der Beruflichen Schule 
Soziales, Ernährung und Bau, Gellertstraße 18 C in 24114 Kiel anfordern.
Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis müssen die fachlichen und pädagogischen (ausbildungs- und prüfungsmäßigen)
Voraussetzungen für die Einstellung in das Beamtenverhältnis (Studienrätin/Studienrat) erfüllen.
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Ausschreibung der Schulleiterstellen

Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

1. Grundschule

1.1 Grundschule 
Schönberg mit 
Außenstelle an der 
Krokauer Mühle
Schulweg 3
24217 Schönberg

Konrektor/in
A 13

397

1. Februar
2010

– drei- bis vierzügige Grund-
schule

– Einzugsbereich Schönberg 
und elf Umlandgemeinden

– kooperatives und engagiertes 
Kollegium

– gute Zusammenarbeit mit 
Eltern, Schulverband und 
außerschulischen Institutionen

– Eingangsphase mit einem jahr-
gangsübergreifenden Tag

– Integration von Kindern mit 
unterschiedlichen Förder-
schwerpunkten, gute Koopera-
tion mit dem Förderzentrum

– ausgeprägter sportlicher 
Schwerpunkt

– großzügig gestalteter Spielhof
– Sensomotorik
– pädagogische Insel
– vielfältiges Angebot an Arbeits-

gemeinschaften
– Ausbildungsschule in Koopera-

tion mit der Gemeinschafts-
schule

– aktiver Förderverein
– Schülerbetreuung, Hort bis 

16.30Uhr
– Offene Ganztagsschule mit 

Mensa

Schulamt des 
Kreises Plön
Heinrich-Rieper-
Straße 6
24306 Plön

1.2 Grundschule 
Stapelfeld
Von-Eichendorff-
Weg 3
22145 Stapelfeld

Rektor/in
A 13 

167

1. Februar 
2010

– zweizügige Verlässliche 
Grundschule

– weitläufiges Schulgelände mit 
vielen Spielgeräten und Aktiv-
flächen

– am östlichen Stadtrand von 
Hamburg gelegen

– Hortbetreuung bis 17.00 Uhr – 
Offene Ganztagsschule ab 
Schuljahr 2010/11

– Schulbusverkehr
– jahrgangsübergreifender 

Unterricht auf dem Weg zur 
Realisierung

– Mathematik-Lernwerkstatt
– aufgeschlossenes und koope-

rativ arbeitendes Kollegium
– Erzieherin zur pädagogischen 

Unterstützung
– erweitertes Musikangebot, 

Grundschul-Orchester
– aktiver Schulförderverein, 

engagierte Elternschaft und 
vielfältiges Schulleben

– enge Zusammenarbeit mit 
Förderzentrum, Kitas, Kirche, 
Musikschule

Schulamt des 
Kreises Stormarn
Mommsenstraße 11
23843 Bad Oldes-
loe
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Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

– gute Ausstattung mit Lehr- und 
Lernmitteln, Mobiliar, Geräten 
und modernen Medien

– einige Klassenräume mit 
Gruppenraum

– PC-Arbeitsplätze mit Internet-
verbindung in allen Klassen, 
moderner PC-Raum

– große Schulküche, attraktive 
Schulbücherei

– Werkraum mit Brennofen
– vielseitig ausgestatteter Musik-

raum
– Turnhalle, Sportplatz mit 

400-m-Laufbahn
– Schwimmunterricht in Jahr-

gangsstufe 3 und 4
– Erlebnisschulwald

2. Regionalschule

2.1 Wolfgang-Borchert-
Regionalschule
Gorch-Fock-Straße 
17
25524 Itzehoe

Rektor/in

je nach Lauf-
bahn
A 15
A 14

ca. 700 

zum 
nächst-
möglichen 
Termin

– vierzügige Regionalschule ab 
1. August 2009

– zurzeit zwei Standorte
– engagiertes, aufgeschlossenes 

Kollegium mit ca. 45 Lehr-
kräften

– Ausbildungsschule
– Teilnahme am Projekt 

„Niemanden zurücklassen“ – 
Lesen/Mathe macht stark

– Schwerpunkt Berufsorientie-
rung

– Schwerpunkt Sport mit sowohl 
sozialpsychologisch-emotio-
nalen Aspekten als auch hoher 
Leistungsorientierung in Teilbe-
reichen (in der Landesspitze im 
Floorball)

– Förderkonzept mit PMA- und 
PA-Gruppe (Perspektive Mitt-
lerer Abschluss/Perspektive 
Abitur)

– Kooperationsvertrag mit dem 
Regionalen Bildungszentrum

– Förderverein
– soziales Lernen in Jahrgangs-

stufe 5
– vielfältiges, aktives Schulleben
– Streitschlichter
– intensive Zusammenarbeit mit 

außerschulischen Institutionen 
und Eltern

– Sinus-Schule
– Zukunftsschule 

Schulamt des 
Kreises Steinburg
Postfach 1632 
25506 Itzehoe
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Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

3. Gymnasium

3.1 Gymnasium 
Insel Föhr
– 2. Ausschreibung –

Studiendirek-
torin/
Studiendirektor

A 15 Z

1. Dezem-
ber 2009

Das spezielle Anforderungsprofil 
dieser Stelle kann im Referat 
III 339 des Ministeriums angefor-
dert werden.*)

Ministerium für 
Bildung und Frauen 
des Landes 
Schleswig-Holstein
Postfach 7124
24171 Kiel

3.2 Kopernikus 
Gymnasium
Bargteheide

Oberstudien-
direktorin/Ober-
studiendirektor

A 16

1. Februar 
2010

Das spezielle Anforderungsprofil 
dieser Stelle kann im Referat 
III 332 des Ministeriums angefor-
dert werden.*)

Ministerium für 
Bildung und Frauen 
des Landes 
Schleswig-Holstein
Postfach 7124
24171 Kiel

*) Für das Bewerbungsverfahren sind die Bestimmungen des Erlasses aus „Ausschreibungs- und Auswahlverfahren zur Beset-
zung von Schulleiterstellen“ (NBl. 6/1997 vom 23. April 1997 Seite 238) zu beachten. Der Bewerbung sollte neben den übli-
chen Unterlagen (Lebenslauf, Lichtbild, Darstellung des beruflichen Werdeganges) möglichst bereits eine Anlassbeurteilung 
beigefügt sein, die sich am Anforderungsprofil dieser Schulleiterstelle orientiert.

Allgemeine Hinweise
Bei Interesse an einer Bewerbung um eine Schulleiterstelle im Bereich der Grund-, Haupt-, Sonder- und Realschulen können 
ein detailliertes Schulprofil bei der Schule und „Hinweise zur Anfertigung und zum Verfahren der dienstlichen Beurteilung" bei den 
Schulämtern angefordert werden. 
Bewerbungen sind mit einer tabellarischen Darstellung des beruflichen Werdegangs und Lichtbild innerhalb eines Monats nach 
Erscheinen des Nachrichtenblattes vorzulegen. Bewerberinnen und Bewerber, die sich bereits im Landesdienst befinden, haben 
ihre Bewerbung auf dem Dienstweg vorzulegen.
Die Landesregierung fordert ausdrücklich Frauen auf, sich zu bewerben. Bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung werden Frauen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten bevorzugt berücksichtigt.
Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung ein. Daher werden schwerbehinderte 
Bewerberinnen und Bewerber bei entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.
Bei der Besetzung von Schulleiterstellen dürfen Bewerberinnen und Bewerber der betroffenen Schule gemäß § 39 Abs. 2 
Satz 3 SchulG nur berücksichtigt werden, wenn besondere Gründe dafür vorliegen.
Richtet sich die Zuordnung einer Stelle zu einer Besoldungsgruppe nach der Schülerzahl, ist die endgültige Einstufung von der 
Entwicklung dieser Zahl abhängig. Maßgeblich ist die im Haushaltsplan ausgewiesene Planstelle / Stelle. Daneben müssen die 
laufbahnrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sein.
Gemäß § 49 Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein (MBG Schl.-H.) werden die Schulleiterwahlvorschläge mit dem Haupt-
personalrat (Lehrer) erörtert, gegebenenfalls wird die Hauptschwerbehindertenvertretung beteiligt.
Die Einsichtnahme des Personalrates in Bewerbungsunterlagen richtet sich nach § 49 Abs. 2 Satz 1 und 2 MBG Schl.-H. Dienst-
liche Beurteilungen sind dem Personalrat auf Verlangen der Beschäftigten gemäß § 49 Abs. 3 Satz 2 MBG Schl.-H. zugänglich 
zu machen. Auf das Antragsrecht nach § 51 Abs. 4 MBG Schl.-H. wird hiermit hingewiesen.
Eine Schulleiterstelle wird erneut ausgeschrieben, wenn nach der ersten Ausschreibung keine Bewerbung beziehungsweise eine 
nicht ausreichende Zahl qualifizierter Bewerbungen vorliegt.
Schulleiterstellen mit einer Besoldungsgruppe unterhalb A 16 werden in der Regel für zwei Jahre im Beamtenverhältnis auf Probe 
vergeben (§ 20 a LBG). Schulleiterstellen mit der Besoldungsgruppe A 16 werden für fünf Jahre im Beamtenverhältnis auf Zeit 
vergeben (§ 20 b LBG). Für alle anderen Funktionsstellen im Schulbereich wird eine Erprobungszeit von einem Jahr festgesetzt 
(§ 20 Abs. 3 Nr. 4 LBG). 
Die Aufgabenübertragung bei den Konrektorenstellen für Grund-, Haupt-, Sonder- und Realschulen erfolgt zum angegebenen 
Termin. Auf die Erprobungszeit gem. § 20 Abs. 3 Nr. 4 LBG wird hingewiesen. Beförderung und Einweisung in die Planstelle 
erfolgen nach Vorliegen der laufbahn- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

Hinweis des Instituts für Qualitätsentwicklung an Schulen Schleswig-Holstein (IQSH):
Die aktuellen Stellenausschreibungen des IQSH werden jeweils freitags (wöchentlich) im Internet
veröffentlicht unter www.iqsh.schleswig-holstein.de.
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Ausschreibung der Stelle einer Schulrätin/eines 
Schulrates

Im Schulamt des Kreises Herzogtum-Lauenburg ist zum 
1. Dezember 2009 die Planstelle 

einer Schulrätin/eines Schulrates
neu zu besetzen.

Als Bewerberinnen und Bewerber kommen Damen 
und Herren aus dem schleswig-holsteinischen Landes-
dienst mit der Befähigung für die Laufbahn der Grund- 
und Hauptschullehrer/innen, Realschullehrer/innen, 
Sonderschullehrer/innen oder der Studienrätinnen/
Studienräte an Gymnasien mit einer mindestens sechs-
jährigen Dienstzeit seit der Anstellung in Betracht. In der 
Regel soll eine mehrjährige Erfahrung als Schulleiterin/
Schulleiter vorhanden sein oder mehrjährige Erfah-
rungen in herausgehobener Stellung. Erfahrungen bei 
der Wahrnehmung schulaufsichtlich geprägter Aufga-
benstellungen oder mindestens von Aufgaben, die über 
den beruflichen Einsatzbereich im engeren Sinne hinaus-
gehen, sind erforderlich. 

Von den Bewerberinnen und Bewerbern werden 
neben den o.a. laufbahnrechtlichen Voraussetzungen ein 

sicheres Urteilsvermögen, die Fähigkeit zu konzeptio-
nellem Denken und Handeln, die Bereitschaft, innovative 
Prozesse einzuleiten, Flexibilität und Belastbarkeit sowie 
die Fähigkeit zur Kooperation erwartet.

Verantwortungsbewusstsein, organisatorische Befähi-
gung, fachliche und pädagogische Kompetenzen sowie 
fundierte schul- und dienstrechtliche Kenntnisse werden 
vorausgesetzt. 

Die Landesregierung Schleswig-Holstein setzt sich für 
die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung ein. 
Daher werden schwerbehinderte Bewerberinnen und 
Bewerber bei entsprechender Eignung bevorzugt 
berücksichtigt. 

Teilzeitbeschäftigung ist grundsätzlich möglich.
Interessierte Damen und Herren werden gebeten, ihre 

Bewerbung mit einem tabellarischen Lebenslauf sowie 
ggf. Angabe bisheriger Tätigkeiten innerhalb eines 
Monats nach Erscheinen des Nachrichtenblattes an das 
Ministerium für Bildung und Frauen des Landes 
Schleswig-Holstein, Personalreferat III 111, 
Brunswiker Straße 16-22, 24105 Kiel zu richten.

Organisatorische Verbindung von Schulen des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde und Errichtung 
eines Regionalen Berufsbildungszentrums

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 30. Juni 2009 – III 414

Hiermit gebe ich bekannt, dass mit Wirkung zum 1. Juli 
2009 die Berufliche Schule des Kreises Rendsburg-
Eckernförde in Eckernförde und die Berufliche Schule 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde in Rendsburg 
– Wirtschaft und Sozialwirtschaft – zu einer organisato-
rischen Verbindung zusammen gelegt werden. Der 
Name für die neu entstandene Schule mit Sitz in Rends-
burg ist gemäß § 10 SchulG genehmigt worden. Name 
und Postadresse der neuen Schule lauten:

Berufliche Schule Eckernförde und Rendsburg 
– Wirtschaft und Sozialwirtschaft –
des Kreises Rendsburg-Eckernförde

Kieler Straße 30
24768 Rendsburg.

Die Schule hat einen weiteren Schulstandort in 
Eckernförde.

Weiter gebe ich bekannt, dass mit Wirkung zum 
1. August 2009 die Berufliche Schule Eckernförde und 
Rendsburg – Wirtschaft und Sozialwirtschaft – als 
Regionales Berufsbildungszentrum errichtet wird. Der 
Name für das Regionale Berufsbildungszentrum mit 
Sitz in Rendsburg ist gemäß § 10 SchulG genehmigt 
worden. Name und Postadresse des Regionalen Berufs-
bildungszentrums lauten ab 1. August 2009:

Berufsbildungszentrum Rendsburg-Eckernförde
Regionales Berufsbildungszentrum I des Kreises Rends-
burg-Eckernförde
Rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts
Kieler Straße 30
24768 Rendsburg.

Das Regionale Berufsbildungszentrum hat einen wei-
teren Schulstandort in Eckernförde.

SCHULE
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